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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Gremiendienst

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

GV Bolte/17/11667
öffentlich
06.06.2017
Monique Rieske

Antrag der CDU-Fraktion zur Aufnahme einer Angelegenheit auf die 
Tagesordnung
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Die CDU-Fraktion hat am 1. Juni 2017 einen Antrag zur Aufnahme einer Angelegenheit auf 
die Tagesordnung gestellt, siehe Anlage.

Beschlussvorschlag:
1. 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließ, den Beschluss 
vom 17.11.2016 zum Bau der Dünenpromenade aufzuheben.

2.
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt, die Amtsverwal-
tung zu beauftragen einen Bürgerentscheid durch Vertreterbegehren (§ 20 (3) Kommunalver-
fassung) zur Frage:

„Soll im Ostseebad Boltenhagen eine Dünenpromenade unter der Vorausset-
zung einer mindestens 70%igen Förderung gebaut werden?“

so vorzubereiten, damit der Bürgerentscheid im Benehmen mit der Rechtsaufsicht kurzfristig 
stattfinden kann.
Die Kosten für den Bürgerentscheid und eine umfangreiche Information der Einwohner sind 
dabei zu berücksichtigen. 

Finanzielle Auswirkungen:
keine

Anlagen:
- Antrag der CDU-Fraktion vom 01.06.2017
- Beschlussauszug vom 17.11.2016 – Grundsatzbeschluss zum Bau einer Dünenpromenade 
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Bauwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

GV Bolte/17/11601
öffentlich
18.05.2017
Carola Mertins

Satzung über den Bebauungsplan Nr. 40 der Gemeinde Ostseebad 
Boltenhagen "Strandklinik"
Hier: Aufstellungsbeschluss
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Bau, Verkehr 
und Umwelt der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen
Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Ziel des Bebauungsplans Nr. 40 „Strandklinik“ ist die Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzung für die Erweiterung der vorhanden Strandklinik auf dem Klinikgelände, Ostseeal-
lee 103 (Flur 3, Flurstück 5/68, Gemarkung Tarnewitz). Die im Norden gelegenen Ost- und 
Westflügel werden durch Neubauten dahingehend ergänzt, dass die Symmetrie der Gesamt-
anlage erhalten bzw. weiter unterstrichen wird. Der Vorhabenträger möchte eine Betriebser-
weiterung um 120 Patientenzimmer realisieren sowie in diesem Rahmen Restaurant, Ärzte-
/Therapeutenzimmer, Gruppentherapie- und Besprechungsräume ausbauen und attraktivie-
ren. In diesem Kontext werden auch die erforderlichen Stellplätze hergestellt. Durch diese 
Betriebserweiterung möchte der Vorhabenträger das medizinische Angebot in Boltenhagen 
ausbauen.
Unter Berücksichtigung der vorhandenen und geplanten Nutzung soll das Plangebiet als 
Sonstiges Sondergebiet „Klinik“ gemäß § 11 (2) BauNVO festgesetzt werden.
Mit dem Bebauungsplan Nr. 40 soll auch die derzeit nach § 34 BauGB genehmigte Nutzung 
planungsrechtlich gesichert werden.

Da Bereiche des Plangebiets innerhalb des 150 m-Gewässerschutzsstreifens zur Ostsee 
liegen, wird im Zuge der Planaufstellung die Ausnahmegenehmigung von den Bestimmun-
gen des § 29 (1) NatSchAG M-V (Küsten- und Gewässerschutzstreifen) erforderlich.

Die Aufstellung der Satzung erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB. Der 
vorhandene Flächennutzungsplan der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen von 2006 (mit der 
10. Änderung von 2014) stellt das Grundstück bereits als SO Klinik dar und muss im Zuge 
des Bebauungsplanverfahrens nicht geändert werden.

Beschlussvorschlag:
1. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt die Auf-

stellung des Bebauungsplan Nr. 40 mit der Gebietsbezeichnung „Strandklinik“ nach 
den Bestimmungen des § 13a BauGB (Bebauungsplan der Innenentwicklung).

2. Es wird folgendes Planungsziel verfolgt:
Mit dem Bebauungsplan Nr. 40 sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Erweiterung der Strandklinik – genauer: die nördlich liegenden Ost- und Westflügel - 
auf dem Klinikgrundstück geschaffen werden. Durch die Festsetzung eines Sonstigen 
Sondergebiets mit der Zweckbestimmung „Klinik“ gemäß § 11 (2) BauNVO soll die-
ses Planungsziel erreicht werden.
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3. Die Kosten des Planverfahrens trägt der Vorhabenträger. Die Gemeinde wird von al-
len Kosten freigehalten.

4. Mit der Erarbeitung des Bebauungsplanes soll das Büro Evers und Küssner | Stadt-
planer  aus Hamburg beauftragt werden.

5. Der Bürgermeister wird beauftragt, den Aufstellungsbeschluss ortsüblich bekannt zu 
machen.

Finanzielle Auswirkungen:
Finanzielle Auswirkungen werden vom Vorhabenträger übernommen. Dies wird mit Hilfe ei-
nes städtebaulichen Vertrags nach § 11 BauGB abgesichert.

Anlagen:
Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 40 „Strandklinik“

zu TOP 8.
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Bauwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

V Bolte/17/11498-1
öffentlich
07.06.2017
Carola Mertins

Satzung über die 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes Nr. 8 "Strandhotel" der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB: Entwurfs- und 
Auslegungsbeschluss
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen hat in ihrer Sitzung am 16. 
März 2017 den Beschluss zur Aufstellung der Satzung über die 1. Änderung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 "Strandhotel" der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
gefasst.

Es geht maßgeblich darum, dass ein Übergang in der Dachgeschossebene zwischen den 
beiden Häusern nördlich und südlich der Mittelpromenade zur Erreichbarkeit des Wellness-
bereiches planungsrechtlich zu regeln ist, um die Aufenthaltsqualität für das Strandhotel ent-
sprechend zu verbessern und aufzuwerten. Mit dem rechtskräftigen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 8 ist bisher ein unterirdischer Gang als hausinterne Verbindung zulässig. 
Darüber hinaus  

- ist die Wegeführung innerhalb des Hotelbereiches zu überprüfen und zu regeln, 
- sind die Baugrenzen anzupassen, 
- sind die Tiefgaragenabgrenzungen zu überprüfen und anzupassen,
- sind die Grundflächenzahl und die Geschossflächenzahl zu überprüfen und 

anzupassen,
- ist die Präzisierung und Aktualisierung der vorhandenen Verträglichkeitsprüfungen für 

die Natura-2000-Gebiete vorzunehmen, 
- ist eine Verbreiterung der Mittelpromenade auf 5,50 m zu beachten.

Die 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 wird als Bebauungsplan 
der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt.

Von der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird nach § 13 Abs. 
2 Nr. 1 BauGB abgesehen. Mit dem Aufstellungsbeschluss wurde bekannt gemacht, wo sich 
die Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkun-
gen der Planung unterrichten und sich äußern kann. 

Von einer frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wird nach § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt:

1. Der Entwurf der 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 
"Strandhotel" der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen, bestehend aus der Planzeich-
nung-Teil A und dem Text-Teil B und den örtlichen Bauvorschriften sowie die zugehö-
rige Begründung und der Vorhaben- und Erschließungsplan werden in der vorliegen-
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den Fassung gebilligt und zur öffentlichen Auslegung gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 
i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. 

2. Der Geltungsbereich des Entwurfes der 1. Änderung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanes Nr. 8 in Boltenhagen wird wie folgt begrenzt:

- im Nordosten durch die Strandpromenade mit einem begleitenden Grünstreifen,
- im Südosten durch die Grundstücke Strandpromenade 31, Mittelpromenade 38 

und die Grundstücke am Waldweg (Nr. 2, 4, 6, 8, 10),
- im Südwesten durch die Ostseeallee,
- im Nordwesten durch das Grundstück Ostseeallee 25, sowie durch eine Grünflä-

che zwischen Mittelpromenade und Strandpromenade.

3. Der Entwurf der 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8, die 
zugehörige Begründung und der Vorhaben- und Erschließungsplan sind gemäß § 3 
Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen und die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange sind über die Auslegung zu benachrichtigen.

4. Die öffentliche Auslegung ist gemäß § 3 Abs. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu ma-
chen. Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprü-
fung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt. Hierauf ist in der ortsüblichen Bekanntma-
chung hinzuweisen.

5. In der Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung ist darauf hinzuweisen, dass 
nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über die 1. 
Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 unberücksichtigt bleiben 
können, sofern die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen deren Inhalt nicht kannte und 
nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der 1. Änderung 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes nicht von Bedeutung ist.

6. Mit der Bekanntmachung der Öffentlichkeitsbeteiligung ist mitzuteilen, dass bei Auf-
stellung der 1. Änderung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 8 ein Antrag 
nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung unzulässig ist, wenn mit ihm nur Einwen-
dungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung 
nicht oder verspätet geltend gemacht wurden, aber hätten geltend gemacht werden 
können. 

Finanzielle Auswirkungen:
Werden vom Vorhabenträger übernommen. 

Anlagen:
Unterlagen nach der BA-Sitzung
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Bauwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

V Bolte/17/11627-1
öffentlich
07.06.2017
Carola Mertins

13. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostsee-
bad Boltenhagen i.Z.m. dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 15 für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" des 
"Alten Sportplatzes" in Boltenhagen südlich der Ostseeallee
Abwägungsbeschluss
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen führt das Aufstellungsverfahren für die 13. Änderung 
des Flächennutzungsplanes im Zusammenhang mit dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 15 für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in 
Boltenhagen südlich der Ostseeallee durch. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 15 
für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in Boltenha-
gen südlich der Ostseeallee wird im Parallelverfahren aufgestellt.
Die Beteiligung der Öffentlichkeit fand in Form einer öffentlichen Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 07. April 2017 bis 09. Mai 207 statt. Die Beteiligung der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die Abstimmung mit den Nach-
bargemeinden fanden parallel statt. 
Im Ergebnis der Beteiligungsverfahren ergeben sich Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie 
von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange.
Es ergeben sich: 

- zu berücksichtigende Stellungnahmen und Anregungen 
- teilweise zu berücksichtigende Stellungnahmen und Anregungen und
- nicht zu berücksichtigende Stellungnahmen und Anregungen.

Im Rahmen der Abwägung sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen (vgl. Abwägungsprotokoll).
Die Abwägungsergebnisse sind in tabellarischer Form zusammengestellt.

Im Ergebnis des Abwägungsprozesses sind die Planunterlagen entsprechend anzupassen 
bzw. zu ergänzen.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt:

1. Die auf Grund der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie der Be-
teiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB und der Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB zum 
Entwurf der 13. Änderung des Flächennutzungsplanes eingegangenen Stellungnahmen 
hat die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen unter Beachtung des 
Abwägungsgebotes geprüft.
Es ergeben sich: 

- zu berücksichtigende Stellungnahmen und Anregungen, 
- teilweise zu berücksichtigende Stellungnahmen und Anregungen und
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- nicht zu berücksichtigende Stellungnahmen und Anregungen.
Das Abwägungsergebnis macht sich die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen zu eigen. 
Das Abwägungsergebnis gemäß Anlage (Abwägungstabelle) ist Bestandteil dieses Be-
schlusses.

2. Das Amt Klützer Winkel wird beauftragt, die Öffentlichkeit und die Behörden und sonsti-
gen Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden, die Stellungnahmen abgege-
ben bzw. Anregungen erhoben haben, von dem Ergebnis der Abwägung unter Angabe 
der Gründe in Kenntnis zu setzen. 

Finanzielle Auswirkungen:
Werden vom Vorhabenträger übernommen

Anlagen:
Abwägungstabelle – nach BA-Sitzung

zu TOP 10.
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Bauwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

V Bolte/17/11628-1
öffentlich
07.06.2017
Carola Mertins

13. Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostsee-
bad Boltenhagen i.Z.m. dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 15 für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" des 
"Alten Sportplatzes" in Boltenhagen südlich der Ostseeallee
- Abschließender Beschluss -
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen führt das Aufstellungsverfahren für die 13. Änderung 
des Flächennutzungsplanes im Zusammenhang mit dem vorhabenbezogenen Bebauungs-
plan Nr. 15 für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in 
Boltenhagen südlich der Ostseeallee durch. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 15 
für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in Boltenha-
gen südlich der Ostseeallee wird im Parallelverfahren aufgestellt.
Die Beteiligungsverfahren wurden gemäß den Vorgaben des Baugesetzbuches (BauGB) 
durchgeführt. Der Abwägungsbeschluss wurde gefasst.   
Um das Aufstellungsverfahren abzuschließen, ist der abschließende Beschluss von der Ge-
meindevertretung zu fassen.
Die 13. Änderung des Flächennutzungsplanes ist dem Landkreis Nordwestmecklenburg zur 
Genehmigung vorzulegen.
Mit der ortsüblichen Bekanntmachung der Genehmigung wird die 10. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes wirksam. 

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt:

1. Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt die 13. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen im Zusammen-
hang mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 für den westlichen Teilbereich 
"Senioren-Pflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in Boltenhagen südlich der Ostseeallee, 
begrenzt:
- im Nordosten durch die Ostseeallee,
- im Südosten durch den östlichen Teilbereich des "Alten Sportplatzes",
- im Südwesten durch Grünfläche,
- im Nordwesten durch die Zufahrt von der Ostseeallee zum öffentlichen Parkplatz "Am 

Reiterhof" und zum Reit- und Fahrhof.

2. Die Begründung wird gebilligt.

3. Das Amt Klützer Winkel wird beauftragt, die 13. Änderung des Flächennutzungsplanes 
der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beim Landkreis Nordwestmecklenburg zur Ge-
nehmigung vorzulegen.
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4. Das Amt Klützer Winkel wird beauftragt, die Erteilung der Genehmigung dann gemäß § 6 
Abs. 5 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo 
der Plan mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung eingesehen und 
über den Inhalt des Planes Auskunft verlangt werden kann.

Finanzielle Auswirkungen:
Werden vom Vorhabenträger übernommen. 

Anlagen:
Planunterlagen – nach BA-Sitzung

zu TOP 11.
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Bauwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

V Bolte/17/11625-1
öffentlich
08.06.2017
Carola Mertins

Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 der 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen für den westlichen Teilbereich 
"Seniorenpflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in Boltenhagen 
südlich der Ostseeallee
- Abwägungsbeschluss -
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen führt das Aufstellungsverfahren der Satzung über 
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 für den westlichen Teilbereich "Senioren-
Pflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in Boltenhagen südlich der Ostseeallee im zweistufigen 
Regelverfahren nach den Vorgaben des Baugesetzbuches durch.
Der Entwurf der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 der Gemein-
de Ostseebad Boltenhagen für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" des "Alten 
Sportplatzes" in Boltenhagen südlich der Ostseeallee sowie die zugehörige Begründung und 
dem Vorhaben- und Erschließungsplan wurden für die Dauer eines Monats vom 07. April 
2017 bis zum 09. Mai 2017 öffentlich ausgelegt.
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden nach § 4 Abs. 2 BauGB 
parallel beteiligt. Die Abstimmung mit der Nachbargemeinde wurde gemäß § 2 Abs. 2 
BauGB durchgeführt. 
Im Ergebnis der Beteiligungsverfahren ergeben sich Stellungnahmen der Öffentlichkeit sowie 
von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange. Es ergeben sich:

- zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen,
- teilweise zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.

Im Rahmen der Abwägung sind gemäß § 1 Abs. 7 BauGB die öffentlichen und privaten Be-
lange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen (vgl. Abwägungsprotokoll).
Die Abwägungsergebnisse sind in tabellarischer Form zusammengestellt.

Im Ergebnis des Abwägungsprozesses sind die Planunterlagen entsprechend anzupassen 
bzw. zu ergänzen.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt:

1. Die auf Grund der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sowie  der 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB einge-
gangenen Stellungnahmen und Anregungen hat die Gemeinde Ostseebad Boltenha-
gen unter Beachtung des Abwägungsgebotes geprüft. Es ergeben sich
- zu berücksichtigende,
- teilweise zu berücksichtigende und
- nicht zu berücksichtigende Anregungen und Stellungnahmen.
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Das Abwägungsergebnis macht sich die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen zu ei-
gen. Das Abwägungsergebnis gemäß Anlage 1 ist Bestandteil dieses Beschlusses.

2. Das Amt Klützer Winkel wird beauftragt, die Öffentlichkeit und die Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, die Anregungen erhoben bzw. Stellungnah-
men abgegeben haben, von diesem Ergebnis der Abwägung unter Angabe der Grün-
de in Kenntnis zu setzen.

Finanzielle Auswirkungen:
Werden vom Vorhabenträger übernommen. 

Anlagen:
Abwägungstabelle nach der BA-Sitzung

zu TOP 12.
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Bauwesen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

V Bolte/17/11626-1
öffentlich
08.06.2017
Carola Mertins

Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 der 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen für den westlichen Teilbereich 
"Seniorenpflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in Boltenhagen 
südlich der Ostseeallee
- Satzungsbeschluss -
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen hat das Aufstellungsverfahren der Satzung über den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen durchge-
führt, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für ein Senioren-Pflegeheim mit 90 Plät-
zen zu schaffen.
Die Gemeinde hat einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan gemäß § 12 BauGB aufge-
stellt.

Die Beteiligungsverfahren gemäß den Vorgaben des Baugesetzbuches (BauGB) wurden 
durchgeführt. Der Abwägungsbeschluss wurde von der Gemeindevertretung gefasst.

Die gegebenen Hinweise und Anregungen finden in der Überarbeitung der Satzung über den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen und ihrer 
zugehörigen Begründung entsprechende der Auswertung der Stellungnahmen (sh. Anlage 
Abwägungsbeschluss) Berücksichtigung.

Um das Aufstellungsverfahren abzuschließen, ist der Satzungsbeschluss durch die Gemein-
devertretung notwendig. Parallel zur Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
Nr. 15 erfolgte die Änderung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Ostseebad Bolten-
hagen (13. Änderung des Flächennutzungsplanes), (Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 
BauGB). Zwischen den Zielen des vorliegenden vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und 
den Darstellungen des in Aufstellung befindlichen Flächennutzungsplanes besteht Überein-
stimmung.

Die Rechtskraft des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 15 ist unter Berücksichtigung 
des Entwicklungsgebotes aus dem Flächennutzungsplan herbei zu führen. Für die 13. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes beantragt die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen die Ge-
nehmigung. Für die Rechtskraft des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 15 bedeutet 
dies, dass die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes Nr. 15 nach ergangener Genehmigung des Flächennutzungsplanes 
und dessen Wirksamkeit vorgenommen werden kann. Mit der ortsüblichen Bekanntmachung 
des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 Abs. 3 BauGB tritt der Bebauungsplan in Kraft.
Alternativ besteht die Möglichkeit nach Satzungsbeschluss die Genehmigung des vorhaben-
bezogenen Bebauungsplanes zu beantragen und anschließend die ortsübliche Bekanntma-
chung der Genehmigung des Bebauungsplanes vorzunehmen.

Die Ergebnisse aus dem Abwägungsverfahren sind als Regelungspunkte für den Durchfüh-
rungsvertrag zu berücksichtigen. Der Durchführungsvertrag ist entsprechend vorzubereiten 
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und Voraussetzung für den Satzungsbeschluss. Der Durchführungsvertrag wird gesondert 
beschlossen. Der Durchführungsvertrag muss spätestens beim Satzungsbeschluss nach § 
10 Abs. 1 BauGB über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan verpflichtend begründet 
worden sein.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt:

1. Auf der Grundlage des § 10 Baugesetzbuch (BauGB) sowie nach § 86 Landesbauord-
nung M-V (LBauO M-V) beschließt die Gemeindevertretung der Gemeinde Boltenhagen 
den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" des "Alten Sportplatzes" in Bolten-
hagen südlich der Ostseeallee, bestehend aus der Planzeichnung Teil (A), dem Text 
Teil (B) sowie den örtlichen Bauvorschriften für das Gebiet, sowie dem Vorhaben- und 
Erschließungsplan als Satzung.
Das Plangebiet wird begrenzt: 
- im Nordosten durch die Ostseeallee,
- im Südosten durch den östlichen Teilbereich des "Alten Sportplatzes",
- im Südwesten durch den südwestlichen Teil des "Alten Sportplatzes",
- im Nordwesten durch die Zufahrt von der Ostseeallee zum öffentlichen Parkplatz "Am 

Reiterhof" und zum Reit- und Fahrhof.

2. Die Begründung wird gebilligt.

3. Der Beschluss der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 15 der 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen für den westlichen Teilbereich "Senioren-Pflegeheim" 
des "Alten Sportplatzes" in Boltenhagen südlich der Ostseeallee durch die Gemeindever-
tretung ist nach nach Genehmigung der 13. Änderung des Flächennutzungsplanes der 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen gemäß § 10 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. 
In der Bekanntmachung ist anzugeben, wo der Plan mit Begründung sowie dem Vorha-
ben- und Erschließungsplan und der zusammenfassenden Erklärung während der 
Sprechzeiten eingesehen und über den Inhalt Auskunft verlangt werden kann. 

4. Das Amt Klützer Winkel wird beauftragt, die ortsübliche Bekanntmachung des Satzungs-
beschlusses vorzunehmen. 

Finanzielle Auswirkungen:
Werden vom Vorhabenträger übernommen.

Anlagen:
Planunterlagen nach BA-Sitzung
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Kurverwaltung Boltenhagen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

GV Bolte/17/11660
öffentlich
02.06.2017
Daniela Schmidt

2. Änderung der Satzung über die Strand- und Badeordnung der 
Gemeinde Ostseebad Boltenhagen
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Auf der Sitzung der Gemeindevertretung des Ostseebades Boltenhagen wurde am 
16.03.2017 die Schaffung eines neuen Hundestrandes vom Klützer Bach bis              Strand-
aufgang 1 beschlossen. 

Unter § 4 der Satzung über die Strand- und Badeordnung der Gemeinde Ostseebad Bolten-
hagen sind bislang nur die vorhandenen Hundestrände ausgewiesen.

Es ist erforderlich, den neu eingerichteten Hundestrand ebenso in der Satzung über die 
Strand- und Badeordnung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen aufzuführen

Beschlussvorschlag:
Die Kurverwaltung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen empfiehlt der Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen, die 2. Änderung der Satzung über die Strand- 
und Badeordnung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen in der vorliegenden Fassung zu 
beschließen. 

Finanzielle Auswirkungen:
keine

Anlagen: -     Entwurf 2. Satzung zur Änderung der Satzung über die Strand- und Bade-
      ordnung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen
- Synopse zum Entwurf
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Zentrale Dienste

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

V Bolte/17/11389-1
öffentlich
07.06.2017
Mareen Tech

Beschluss über diverse Anträge von Vereinen und Verbänden auf 
finanzielle Unterstützung für das Jahr 2017
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Im Amt Klützer Winkel sind die in dem Beschlussauszug genannte Anträge an die Gemeinde 
Ostseebad Boltenhagen auf finanzielle Unterstützung für das Jahr 2017 fristgerecht einge-
gangen. Auf der Sitzung des Ausschusses für Schule, Kultur, Sport, Jugend, Senioren und 
Soziales am 06.04.2017 hat der Ausschuss die in der Anlage dargestellte Empfehlung gege-
ben. 
Gemäß des § 7 Abs. 2 e) der Hauptsatzung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen kann der 
Bürgermeister über die Gewährung der Zuschüsse bis zu einer Höchstgrenze von 1.000,00 € 
entscheiden.

Entsprechend muss die Gemeindevertretung über die Gewährung des Zuschusses an den 
SC Boltenhagen e.V. in Höhe von 1.350,00 € und an den Seniorenbeirat in Höhe von 
1.000,00 € entscheiden. 

Im Haushaltsplan für das Jahr 2017 sind folgende Mittel eingeplant:
12.28101.54159000 – Zuschüsse Vereine/Verbände 5.000,00 Euro. Davon waren in den 
letzten Jahren 1.000,00 Euro für den Seniorenbeirat der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen 
zweckgebunden. 2.650,00 Euro sind ebenfalls aus diesem Produkt gemäß der Empfehlung 
des Sozialausschusses einer Verwendung zugeführt worden. Entsprechend verbleiben 
1.350,00 Euro.

12.28101.54190000 – Zuschüsse für lfd. Zwecke Heimatpflege 400,00 Euro.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt, nachstehend 
genannte Vereine und Verbände mit folgenden finanziellen Zuschüssen zu unterstützen:

Antragsteller Zuschuss 2017
Seniorenbeirat 1.000,00 €
SC Boltenhagen – Vereinsarbeit   1.350,00 €

Finanzielle Auswirkungen:
Je nach Beschlussfassung.

Anlagen:
Beschlussauszug der Sitzung des Sozialausschusses am 06.04.2017
Antrag SC Boltenhagen – Vereinsarbeit
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

GV Bolte/17/11674
öffentlich
07.06.2017
Katrin Schmidt

Änderungsbeschluss zum Beschluss der Haushaltssatzung der Ge-
meinde Ostseebad Boltenhagen für das Haushaltsjahr 2017
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:

Aufgrund der Hinweise der Kommunalaufsicht im Zuge des Genehmigungsverfahrens zur 
Haushaltssatzung 2017 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen wurden gegenüber der am 
11.05.2017 beschlossenen Haushaltssatzung nachfolgende Änderungen vorgenommen:

- Reduzierung des Ansatzes von 365.000 € auf 50.000 € (nur Planungskosten), da ei-
ne Projektrealisierung in diesem Jahr nicht mehr erfolgen wird) im Produktsachkonto 
541.01 – 09600000 – 057 – Sanierung der Straße von Redewisch nach Redewisch-
Ausbau

- Reduzierung des Ansatzes von 260.000 € auf 50.000 € (nur Planungskosten), da ei-
ne Projektrealisierung in diesem Jahr nicht mehr erfolgen wird) im Produktsachkonto 
541.01 – 09600000 – 058 – Ausbau der Straße von Redewisch – Höhe Gutshaus in 
Richtung Niederklütz

- Erhöhung des Planansatzes im Finanzhaushalt aufgrund des Abschlusses eines Ver-
gleiches in einer Gewerbesteuerangelegenheit um 150.000 € im Produktsachkonto 
611.01 – 60130000

Es ergibt sich somit ein neuer Saldo der ordentlichen Ein- und Auszahlungen von 379.100,00 
€ sowie ein neuer Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit von – 
1.441.100,00 €. (siehe als Anlage beigefügtem Finanzhaushalt)

Gemäß § 12 Nr. 3 GemHVO-Doppik dienen die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit und 
aus der Aufnahme von Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 
insgesamt zur Deckung der Auszahlungen aus Investitionstätigkeit und zur außerplanmäßi-
gen Tilgung von Krediten für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen. Im vorlie-
genden Fall reichen die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit nicht aus, um die Auszahlun-
gen aus Investitionstätigkeit zu refinanzieren. Es ergibt sich ein negativer Saldo der Ein- und 
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit von 1.441.100 EUR. 

Das Problem kann jedoch behoben werden, in dem von der Möglichkeit gemäß § 12 Nr. 4 
GemHVO-Doppik Gebrauch gemacht wird. Die Gemeinde Boltenhagen weist zum 
31.12.2015 einen positiven Saldo der laufenden Ein- und Auszahlungen aus, welcher im 
Finanzplanungszeitraum weiter ansteigt. Das geplante Absinken in 2016 wird bereits im Jahr 
2017 überkompensiert, so dass nach Einschätzung der Kommunalaufsicht der Betrag in Hö-
he von 1.441.100 € vom laufenden Bereich in den investiven Bereich zugeführt werden 
könnte. 

Somit hätte man den zuvor negativen Saldo der Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätig-
keit auf 0 EUR reduziert.

ACHTUNG: technisch ist die Buchung gemäß § 12 Nummer 4 GemHVO-Doppik derzeit al-
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lerdings noch nicht umsetzbar, so dass die Umbuchung im Finanzhaushalt nicht abgebildet 
wird. Die ordentlichen Auszahlungen erhöhen sich dann um 1.441.100 € auf 4.717.400 € und 
im Gegenzug verändern sich auch die Einzahlungen aus Investitionstätigkeit von 1.543.700 
€ auf 2.984.800 € (ebenfalls um 1.441.100 €).
Die Haushaltssatzung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen für das Haushaltsjahr 2017 
wurde manuell um die Umbuchung gemäß § 12 Nr. 4 GemHVO-Doppik geändert.
Diese Verfahrensweise wurde am 08.06.2017 mit der Kommunalaufsicht des Landkreises 
abgestimmt.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt die Änderungen 
der Haushaltssatzung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen für das Haushaltsjahr 2017.

Finanzielle Auswirkungen:
-

Anlagen:
Haushaltssatzung 2017 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen
Finanzhaushalt 2017 der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen
Auszug aus dem Investitionsprogramm 2017 
der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen - Produkt 541.01
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Ostseebad Boltenhagen

Beschlussvorlage

Federführend:
Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

GV Bolte/17/11664
öffentlich
06.06.2017
Katrin Schmidt

Beschluss zur Einlegung eines Widerspruchs gegen den Kreisum-
lagebescheid 2017
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Die Gemeinde Perlin, vertreten durch Herrn RA Dr. Groteloh ist erfolgreich gegen die Fest-
setzung der Kreisumlage vorgegangen (VG SN; Az.: 1 A 387/14).

In der Urteilsbegründung heißt es, dass zumindest dann, wenn eine „freie Spitze“ unterhalb 
einer 5-Prozentgrenze liegt, (d.h. weniger als 5 % der insgesamt verfügbaren Mittel für frei-
willige Aufgaben zustehen) das gemeindliche Recht auf eine finanzielle Mindestausstattung 
verletzt ist.

Zu beachten ist, dass die Verhältnisse nicht in allen Gemeinden mit denen in der Gemeinde 
Perlin vergleichbar sind.

Ob eine Gemeinde dennoch vorsorglich Widerspruch einlegt, liegt in der Entscheidung der 
Gemeinde selbst.

Wenn sich die Gemeinde dazu entschließt, form- und fristgerecht Widerspruch gegen den 
Kreisumlagebescheid 2017 vom 23. Mai 2017, eingegangen am 26. Mai 2017, einzulegen 
sollte auch gleichzeitig die Aussetzung des Verfahrens, bis das OVG Greifswald im Beru-
fungsverfahren der Gemeinde Perlin gegen den Landkreis Nordwestmecklenburg eine Ent-
scheidung getroffen hat oder das Urteil des VG Schwerin in dieser Angelegenheit rechtskräf-
tig wird, beantragt werden.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Ostseebad Boltenhagen beschließt, Widerspruch 
gegen den Kreisumlagebescheid 2017 vom 23. Mai 2017, eingegangen am 26. Mai 2017, für 
die Gemeinde Ostseebad Boltenhagen einzulegen und gleichzeitig die Aussetzung des Ver-
fahrens zu beantragen.

Finanzielle Auswirkungen:

Anlagen:
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Ostseebad Boltenhagen

Mitteilungsvorlage

Federführend:
Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
Datum:
Verfasser:

GV Bolte/17/11376
öffentlich
16.03.2017
Lisa Witting

Übertragung von Haushaltsansätzen in das Jahr 2017
Beratungsfolge:
Gremium Teilnehmer Ja Nein Enthaltung

Gemeindevertretung Ostseebad Boltenhagen

Sachverhalt:
Gemäß § 15 Gemeindehaushaltsverordnung-Doppik (GemHVO-Doppik) ist der Gemeinde-
vertretung eine Übersicht der Übertragung von Ermächtigungen zur Kenntnisnahme vorzule-
gen. Die einzelnen Übertragungen sind in der Anlage dargestellt. Die Übertragung der 
Haushaltsansätze aus dem Jahr 2016 bewirkt die Abnahme der liquiden Mittel im 
Haushaltsjahr 2017. 

Die in der Anlage befindliche Übersicht enthält nur die Auszahlungen in Höhe von 
2.207.304,76 Euro, dem gegenüber stehen Einzahlungen aus Fördermittel u. ä. in Höhe von 
1.790.141,62 Euro. Somit beträgt der Saldo - 417.163,14 Euro.

Anlagen:
Übersicht über die Übertragung von Haushaltsansätzen aus dem Jahr 2016
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